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Drucksache V/4044 


Schriftlidier Bericht 

des Ausschusses für gesamtdeutsche und Berliner Fragen 

(4. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung 

von Artikel 8 des Achten Strafrechtsänderungsgesetzes 
— Drucksache Y/3994 — 


A. Bericht der Abgeordneten Sänger und Rock 


Der Gesetzentwurf wurde in der 223. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 21. März 1969 dem Aus- 
schuß für gesamtdeutsche und Berliner Fragen über- 
wiesen. Der Ausschuß hat die Vorlage in seiner 
Sitzung vom 26. März 1969 abschließend behandelt. 

Das in § 86 des Strafgesetzbuches enthaltene Ein- 
fuhr- und Verbreitungsverbot für verfassungsfeind- 
liche Propagandamittel ist nach Artikel 8 des Achten 
Strafrechtsänderungsgesetzes bis zum 31. März 1969 
auf Zeitungen und Zeitschriften nicht anwendbar, die 
außerhalb des räumlichen Geltungsbereichs dos Ge- 
setzes in ständiger regelmäßiger Folge erscheinen 
und dort allgemein und öffentlich vertrieben werden. 


Damit sollte für einen befristeten Zeitraum der Be- 
zug von Zeitungen und Zeitschriften aus dem ande- 
ren Teil Deutschlands ermöglicht werden. 

Der vorliegende Gesetzentwurf bezweckt eine 
Verlängerung der am 31. März 1969 auslaufenden 
Frist um zwei Jahre bis zum 31. März 1971. Der Aus- 
schuß für gesamtdeutsche und Berliner Fragen hat 
die Vorlage einmütig gebilligt und lediglich einige 
redaktionelle Änderungen vorgenommen. Der von 
der Bundesregierung jährlich zu erstattende Erfah- 
rungsbericht soll den Gesetzgeber in die Lage ver- 
setzen, rechtzeitig etwa notwendige Folgerungen aus 
einer veränderten Sachlage zu ziehen. 


Bonn, den 26. März 1969 


Sänger Rock 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache V/3994 — in der 
anliegenden Fassung anzunehmen, 

2. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird beauftragt, dem Bun- 
destag jährlich über die Erfahrungen zu berich- 
ten, die mit der Regelung des Zeitungsbezugs 
gemäß dem Gesetz zur Änderung von Artikel 8 
des Achten Strafrechtsänderungsgesetzes vom 

gemacht werden. Der Bericht sollte so 

zeitig erstattet werden, daß der Gesetzgeber 
ggf. Folgerungen zu ziehen vermag. 


Bonn, den 26. März 1969 


Der Ausschuß für gesamtdeutsche 
und Berliner Fragen 

Franke (Hannover) Sänger Rock 

V orsitzender Berichterstatter 


angenommen in der 224. Plenarsitzung am 26. März 1969 
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Beschlüsse des 4. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung 

von Artikel 8 des Achten Strafrechtsänderungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das in Artikel 8 des Achten Strafrechtsänderungs- 
gesetzes vom 25. Juni 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 741) 
genannte Datum des 31. März 1969 wird in das 
Datum 31. März 1971 geändert. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1969 in Kraft. 
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